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1 Unterschiede zwischen Einzelvollstreckung und Insolvenzverfahren : 

Einzelvollstreckung:

Prioritätsprinzip nach Rang /Zeit

Forderungspfändung 

(Rechtspfleger, Zustellung Gerichtsvollzieher)

Mobiliarvollstreckung 

(Gerichtsvollzieher)

Immobiliarvollstreckung 

(Rechtspfleger / Gutachter)

Insolvenzverfahren 

=> Einzelvollstreckung nicht zulässig

gleichmäßige Verteilung des Restvermögens ohne Zeitfaktor

Regelinsolvenz (gewerblich)

Verbraucherinsolvenz (privat)
(Insolvenzverwalter, Richter, Rechtspfleger)

2 Zwangsvollstreckung

2.1 Definition Vollstreckungsverfahren

Das Vollstreckungsverfahren ist ein in der ZPO und im ZVG gesetzlich geregeltes Verfahren, welches dem Gläubiger erlaubt, seinen zumeist gerichtlich festgestellten Anspruch gegen den Schuldner mit Hilfe staatlicher Organe durchzusetzen. ( Gegenteil: Faustrecht

Das Vollstreckungsorgan prüft, ob die allgemeinen Verfahrens- und Vollstreckungsvoraussetzungen vorliegen. Wenn ja, nimmt es die Vollstreckungshandlung im Auftrag des Vollstreckungsgläubigers vor.

Das Vollstreckungsverfahren ist in der ZPO als Parteiverfahren zwischen Gläubiger und Schuldner ausgestaltet. Es handelt sich um ein kontradiktorisches  (= streitiges) Verfahren zwischen den Parteien.

Aus diesem Grund müssen die allgemeinen Verfahrensvoraussetzungen der ZPO vorliegen.

Unterschied Parteiverfahren , Strafverfahren

Parteiverfahren:
   

· Gericht und Vollstreckungsorgane werden nur auf Antrag des Gläubigers tätig

· nur das,  was die Parteien vorbringen, wird verhandelt 

· d.h. wenn Parteien Titel haben ( selbstständiges Handeln

       1.) Auftrag an Gerichtsvollzieher                  oder

       2.) Schuldner nochmals zur Zahlung auffordern

Strafverfahren :
  

· alle relevanten Aspekte müssen von den staatlichen Organen von Amts wegen ermittelt werden.

2.2 Beispiel für eine Zwangsvollstreckung

2.2.1 Erkenntnisverfahren

· Fällige Forderung (Voraussetzung: Kündigung, Fristablauf, Mahnung)

· Gerichtsverfahren, Klage => (rechtskräftiges) Urteil = Titel

2.2.2 Vollstreckungsverfahren

· Vollstreckungsklausel (Urkundsbeamte)

· Zustellung 

· Einzelvollstreckungsmaßnahmen (s.o.)

· Erlös aus Verwertung 
    o d e r  
(Fruchtlosigkeitsbescheinigung

(Abgabe eidesstattliche Versicherung für 3 J.

     





/Möglichkeit der Abgabe unter Hafterzwingung

2.3 Unterschied materielles Recht/Prozeßrecht/Vollstreckungsrecht

[image: image2.wmf]

Vollstreckungsrecht

Recht



ZPO, ZVG





        durchsetzen


Vollstreckung durch Gerichtsvollzieher



Prozeßrecht


Recht



ZPO





         bekommen


Erstreitg. vollstr. Titel vor Gericht


materielles


Recht



BGB u.a.





            haben



Recht auf Zahlung Kaufpreis
2.4 Instanzenzug in Zivilsachen bei vermögensrechtlichen Streitigkeiten

1. Instanz
Amtsgericht § 23 (1) GVG

Streitwert bis einschl. TDM 10
Landgericht § 71 GVG

Streitwert > TDM 10

2. Instanz

Berufung §§ 511 ff. ZPO

(Tatsacheninstanz)
Landgericht § 72 GVG

Berufungssumme>1,5TDM       § 511 a ZPO
Oberlandesgericht 

§ 119 (1) 3. GVG

3. Instanz

Revision  §§ 545 ff. ZPO

(Rechtsfehlerinstanz)

Bundesgerichtshof

Revisionssumme>TDM 60

§ 133 Nr.1 GVG

Bundesverfassungsgericht:
-     nur bei Verletzung von Grundrechten durch ein letztinstanzliches

Urteil

Möglichkeit der Verfassungsbeschwerde bei BVG

Amtspersonen an Zivilgerichten

Richter:


· Rechtsstellung: sachliche und persönliche Unabhängigkeit

· Ausübung der rechtsprechenden Gewalt

· Unterscheidung: Berufsrichter, ehrenamtliche Richter

Rechtspfleger:


· selbständige Erledigung der im Rechtspflegergesetz bezeichneten Aufgaben der Rechtspflege:

· Kostenfestsetzung

· Grundbuchsachen

· Mahnverfahren

· Zwangsvollstreckung (Zwangsversteigerung, Zwangsverwaltung)

Urkundsbeamte der Geschäftsstelle:

· Aufgaben: 

· Beurkundungen vornehmen

· Ausfertigung / Abschriften gerichtlicher Urkunden (z.B.vollstreckb. Ausfertigung)

Gerichtsvollzieher:


· selbständiges Organ der Rechtspflege

· Aufgaben: 

· Zwangsvollstreckung (Zustellung, Ladung, Vollstreckung)

· Zustellung im Parteibetrieb

Rechtsanwälte:


· unabhängiges Organ der Rechtspflege

· Anwaltszwang ab LG aufwärts

2.5 Vollstreckungsorgane (= funktionelle Zuständigkeit)

Gerichtsvollzieher:


· zuständig, wenn Vollstreckung nicht den Gerichten zugewiesen ist0

· Mobiliarpfändung

· Herausgabevollstreckung
Vollstreckungsgericht:


· Handelndes Organ: Rechtspfleger, in Ausnahmefällen: Richter am AG

· nicht weisungsbebunden

· Forderungsvollstreckung

· Immobiliarvollstreckung
Prozeßgericht:


· Handelndes Organ: Richter a. AG

· Vollstreckung einer Handlung, Duldung, Unterlassung




Grundbuchamt:


· Eintragung von Zwangssicherungshypotheken

Das gerichtliche Mahnverfahren (§§ 688 ff. ZPO)
2.6 Definition Mahnverfahren

Formularmäßig durchgeführter abgekürzter Zivilprozeß, der dem Gläubiger schnell und kostengünstig ein Vollstreckungstitel  (Vollstreckungsbescheid) verschafft

Grundlage des Mahnverfahrens ist ein Anspruch auf Zahlung einer Geldforderung

2.7 Zuständigkeit

Rechtspfleger am Amtsgericht unabhängig von Forderungshöhe

2.8 Berechtigung des Vollstreckungstitels

Er berechtigt den Gläubiger zur Zwangsvollstreckung in das Vermögen des Schuldners

Ablauf des Verfahrens im Überblick
















                                                                 Pfändung

erfolgreich=> Verwertung                                                                        fruchtlos

                                                                                                                Fruchtlosigkeitsbescheinigung

Befriedigung GL. =>Ende                                                                       Eidesst. Vers. Auf Antrag des Gl.
2.9 Fragen und Antworten

Was prüft das Gericht?

· vereinfachte Schlüssigkeitsprüfung einer Forderung ( formelle Prüfung, ordnungsgem. Antrag)

· keine inhaltliche Prüfung, ob Forderung tatsächlich besteht

· allgemeinen Verfahrensvoraussetzungen

· Bestimmtheitsgrundsatz (Forderung muß genau bestimmt sein)

Welcher Vollstreckungstitel wird im Rahmen des Mahnverfahrens erlangt?

· Erlangung d. Vollstreckungsbescheides (=Titel) auf einfache, schnelle u. kostengünstige Art (z.B. ohne Klausel)

Kann durch ein Mahnverfahren ein Titel zur Durchsetzung eines Anspruchs auf Herausgabe einer bewegl. Sache erlangt werden?

· Nein, MV nur zulässig zur Durchsetzung von Ansprüchen auf Zahlung einer best. Geldsumme

Beantragung eines Mahnbescheides über Geldforderung von 11000,-. 

Welches Gericht zuständig?
· Amtsgericht am Sitz d. Gläubigers , Höhe d. Geldforderung irrelevant

Wann ist im Mahnverfahren Einspruch und wann Widerspruch zulässig?

· Widerspruch:
Rechtsbehelf gegen Mahnbescheid

· Einspruch:
Rechtsbehelf gegen Vollstreckungsbescheid

Wie lang ist Widerspruchsfrist, wie lang die Einspruchsfrist?

· Jeweils 2 Wochen ab Zustellung

Anlässe für den Übergang von MV in streitiges Verfahren?

· bei rechtzeitigem Widerspruch gegen MB, 

· Übergang an zuständiges Gericht für streitiges Verfahren lt. MB

· Gläubiger wird Kläger

· Anspruchsbegründung in Form einer Klageschrift

· bei rechtzeitigem Einspruch gegen VB

· Übergang an zuständiges Gericht lt. Mahnbescheid

· Gläubiger wird zum Kläger

· Anspruchsbegründung in Form einer Klageschrift

· Richter entscheidet über Einspruch und geltend gemachten Anspruch

Wann wird der Vollstreckungsbescheid rechtskräftig?

Der VB wird rechtskräftig, wenn innerhalb der Einspruchsfrist(2 Wo ab Zustellung) kein Einspruch eingelegt wird

3 Verfahrens- und Vollstreckungsvoraussetzungen

Folgende Punkte sind immer, immer, immer zu prüfen !!!

· Allgemeine Verfahrensvoraussetzungen

· Allgemeine Vollstreckungsvoraussetzungen

· Besondere Vollstreckungsvoraussetzungen

· Keine Vollstreckungshindernisse

· Vollstreckung in besondere Vermögensmassen

3.1 Allgemeine Verfahrensvoraussetzungen für das  Klageverfahren

3.1.1 Antrag

· Einreichung Klageschrift
(Kläger)

· Klageerwiderung

(Beklagter)

· Zustellung von Amts wegen

· Inhalt (§ 253 ZPO):

· Bezeichnung der Parteien und des Gerichts

· Angabe des Gegenstandes (materiell-rechtliche Anspruchsgrundlage, ( Anspruch auf Zahlung des Kaufpreises nach § 433 (2) BGB)

· Angabe des Grundes (( Gesamtheit der tatsachen, die nach Auffassung des Klägers den Anspruch rechtfertigen)

3.1.2 Zuständigkeit

· Sachlich:

Welches Gericht ist für welche Sache zuständig (( Instanzenzug)

· funktionell: 
Wer ist für was zuständig ? (( Geschäftsverteilungsplan)

· örtlich:  

Wo ist der Gerichtsstand ?


· Allgemeiner Gerichtsstand ( Normalfall

( Wohnsitz Beklagter §12, 13 ZPO
· Ausnahmen:

( Besonderer Gerichtsstand §§ 20-37 ZPO

( Ausschließlicher Gerichtsstand §§ 24,26 ZPO

( Vereinbarter Gerichtsstand

3.1.3 Deutsche Gerichtsbarkeit

( in Klausur nur erwähnen, nicht prüfen („banale Sachen“)

3.1.4 Rechtsweg

( in Klausur nur erwähnen, nicht prüfen („banale Sachen“)

3.1.5 Parteifähigkeit § 50 ZPO
· Fähigkeit, in einem Rechtsstreit Partei zu sein

· Lt. § 50 ZPO ist parteifähig , wer rechtsfähig ist § 1 BGB
( Personenhandelsgesellschaften sind parteifähig (quasijuristische Person)

Prozeßfähigkeit 51 f. ZPO
· Fähigkeit, Prozeßhandlungen selbst wirksam vorzunehmen

· Deckt sich im Wesentlichen mit der Geschäftsfähigkeit lt. BGB

Merke !!!

Titel müssen immer, immer, immer gegen denjenigen erwirkt werden, gegen den später vollstreckt werden soll.

Beispiele 

· Minderjährige:
Titel gegen Minderjährigen vertreten durch gesetzl. Vertreter

· AG:

Titel gegen AG vertreten durch den Vorstand

· GmbH:

Titel gegen GmbH vertreten durch Geschäftsführer

· OHG/KG:

Titel gegen OHG/KG vertreten durch die Komplementäre

3.1.6 Postulationsfähigkeit

· Anwaltszwang ab Landgericht zur Abgabe von rechtswirksamen Erklärungen vorgeschrieben (§78 ZPO)


3.1.7 Prozessführungsbefugnis

· Lt. Chaos-Michels nicht klausurrelevant

· Wer kann für eine Gesellschaft vor Gericht auftreten

· ( Vorstand für die Sparkasse

3.1.8 Rechtsschutzinteresse

· Ist das berechtigte Interesse einer Partei, ein Gericht in Anspruch zu nehmen.

· Verhinderung einer unnötigen oder mißbräuchlichen Inanspruchnahme der Gerichte und

· Vermeidung unnötiger Kosten

3.1.9 Entgegenstehende Rechtskraft

· Es liegt eine andere wirksame Rechtsentscheidung bezüglich des Sachverhalts bereits vor

( letztinstanzliches rechtskräftiges Urteil hebt erstinstanzliches Urteil auf

· formelle Rechtskraft: 

· keine Einlegung von Rechtsmitteln mehr möglich

( 4-Wochenfrist verstrichen oder letztinstanzliches Urteil

· materielle Rechtskraft:

· Voraussetzung ist formelle Rechtskraft

·  Inhalt der Entscheidung für Gericht und Parteien maßgebend

Allgemeine Verfahrensvoraussetzungen für das Vollstreckungsverfahren

3.1.10 Antrag

· Einreichung eines Antrages auf Vollstreckung in bestimmtes Vermögen (Bestimmtheitsgebot)

· Voraussetzungen: 

· Titel

normalerweise in 

· Klausel

einem Dokument      

· Zustellungsurkunde

· ggf. weitere Unterlagen

3.1.11 Zuständigkeit

· sachlich : 
Amtsgericht (außer bei Rechtsmitteln gegen 

Vollstreckungsmaßnahmen)

· funktionell:
Gerichtsvollzieher/ Rechtspfleger

· örtlich:



· Mobiliarpfändung:           AG am Ort der Vollstreckungshandlung

· Forderungspfändung:     AG am Wohnort d. Schuldners

· Immobiliarvollstreckung: AG am Ort des Objektes

3.1.12 Deutsche Gerichtsbarkeit

( in Klausur nur erwähnen, nicht prüfen („banale Sachen“)

3.1.13 Rechtsweg

( in Klausur nur erwähnen, nicht prüfen („banale Sachen“)
3.1.14 Parteifähigkeit

· Analog zum Klageverfahren (siehe 4.1.5)

3.1.15 Prozeßfähigkeit

· Analog zum Klageverfahren (siehe 4.1.6)

3.1.16  Postulationsfähigkeit

· für Vollstreckungsrecht irrelevant, da für Vollstreckungsverfahren i.d.R. Amtsgericht zuständig ist und  dort kein Anwaltszwang herrscht.


3.1.17 
Prozessführungsbefugnis

· Lt. Chaos-Michels nicht klausurrelevant

· Wer kann für eine Gesellschaft vor Gericht auftreten

( Vorstand für die Sparkasse

Rechtsschutzinteresse

· Analog zum Klageverfahren (siehe 4.1.9)

· Beispiele für fehlendes Rechtschutzinteresse:

· Vollstreckung trotz Aufrechnungsmöglichkeit

· Beauftragung der Gerichtsvollzieher trotzdem bereits eine eidesstattliche Versicherung vorliegt

· Schuldner zahlt während Vollstreckung, Gläubiger vollstreckt weiter

3.1.18 Entgegenstehende Rechtskraft

· Analog zum Klageverfahren (siehe 4.1.10)

· Beispiel für entgegenstehende Rechtskraft:

· Gerichtsvollzieher will vollstrecken, obwohl der Schuldner ein endgültiges, rechtskräftiges, gegenteiliges Urteil hat

Allgemeine Vollstreckungsvoraussetzungen

Die allgemeinen Vollstreckungsvoraussetzungen sind:

· Titel

· Klausel

· Zustellung

=> für jede Vollstreckungsart zu prüfen

=> Prüfung durch das jeweilige Vollstreckungsorgan

3.1.19 Titel

3.1.19.1 Definition:

Ein Titel ist eine öffentliche Urkunde, aus der kraft ausdrücklicher gesetzlicher Vorschrift die Zwangsvollstreckung betrieben werden kann. Titel sind grundsätzlich 30 Jahre gültig.

3.1.19.2 Arten von Titeln

Urteil:

Vollstreckungsmaßnahmen aufgrund von urteilen können angestrengt werden, wenn selbige rechtskräftig oder vorläufig vollstreckbar sind.

· Voraussetzungen für Rechtskraft 

· Urteilen 1. und 2. Instanz wenn innerhalb der 4-Wochenfrist kein Rechtsmittel eingelegt wird 

· Letztinstanzliche Urteile

· Rücknahme eines Rechtsmittels ( Rechtskraftvermerk erforderlich

· Urteile können auch vorläufig vollstreckbar sein

· gegen Sicherheitsleistung (Normalfall !)

· ohne Sicherheitsleistung

· Folgen:

· Urteil noch nicht rechtskräftig

· im Erkenntnisverfahren als vorläufig vollstreckbar erklärt

· Vollstreckung möglich, bevor Urteil Rechtskraft erlangt

· wird Urteil in höherer Instanz geändert oder aufgehoben -> Rückgängigmachung bereits

· erfolgter Vollstreckungsmaßnahmen

Prozeßvergleich:


· im Gerichtverfahren geschlossen, wenn Urteil für beide Seiten nicht dem Wunsch beider Parteien entsprechen würde (Vergleich zur Beilegung des Rechtsstreites im Ganzen oder in Teilen)

· kostengünstiger

notarielle Urkunde:


· Grundschuldbestellungsurkunde mit Vollstreckungsunterwerfung

· Schuldanerkenntnis mit Vollstreckungsunterwerfung

· Vermeidung Klageverfahren

Vollstreckungsbescheid:

· sofort vollstreckbarer Titel aus dem gerichtlichen Mahnverfahren 

· ohne Vollstreckungsklausel vollstreckbar

· vereinfachtes Verfahren

Zuschlagsbeschluß im Zwangsversteigerungsverfahren:

· Räumungstitel gegen Eigentümer
Kostenfestsetzungsbeschluß:










· Eigenständiger Titel des Klägers, da dieser die Kosten vorgestreckt hat

· Enthält Festsetzung der Verfahrenskosten

Tabellenauszug aus InsO:

· Eintragung in die Insolvenztabelle (Forderungsanmeldung der Gläubiger)

· Nicht klausurrelevant

3.1.20 Klausel:

3.1.20.1 Definition

Die Klausel dokumentiert als amtliche Bestätigung die Zulässigkeit der Vollstreckung aus dem betreffenden Titel. Durch Anbringung der Klausel erhält der Gläubiger eine vollstreckbare Ausfertigung des Titels.

3.1.20.2 Sinn und Zweck

· Erspart dem Vollstreckungsorgan die Prüfung der Rechtskraft und der Vollstreckbarkeit des Titels, da dies bereits bei Anbringung der Klausel (z.B. durch Urkundsbeamten) erfolgt.

· Bei folgenden Titeln werden ausnahmensweise keine Klauseln für die Vollstreckung benötigt
· Vollstreckungsbescheid (siehe 3)

· Arrest und einstweilige Verfügung ( gerichtliche Eilverfahren zur Abwendung von Schäden für Vollstreckungsgläubiger

Arten von Klauseln

Einfache Klausel











· wird erteilt, wenn der Titel oder die daraus zu betreibende Vollstreckung  

· Keine 
Bedingung
                         

· keine Umschreibung  ( siehe Tenor des Urteils

· keine Befristung

enthält

· wird auch erteilt, wenn folgende Bedingungen bzw. Befristung vorliegt:

· Sicherheitsleistung  § 751 ZPO
· Zug um Zug - Leistung  726 ZPO
· Eintritt eines Kalendertages

· Erteilung erfolgt durch  

· Urkundsbeamten der Geschäftsstelle (z.B. bei Urteilen)

· Notar (z.B. bei notariellen Urkunden)

· Beispiel für einfache Klausel:  

· „Beklagter wird zur Zahlung des Kaufpreises von TDM 10 zzgl. 4 % Zinsen seit Klageerhebung verurteilt.“                                              .“

Qualifizierte Klausel

· Titel oder die aufgrund des Titels angestrengte Vollstreckung enthält 

· Bedingung
die nicht solche wie

· Befristung
oben beschrieben sind

· Umschreibung ist erforderlich ( siehe Tenor des Urteils

· Erteilung erfolgt durch 

· Rechtspfleger nach Prüfung der Bedingung, Befristung, Umschreibung

· qualifizierte Klausel muß immer zusätzlich zum Titel zugestellt werden ( aber im Normalfall gemeinsam mit dem Titel

Arten von qualifizierten Klauseln

Titelumschreibend
Titelergänzend



Voraussetzung:

Urteil wirkt auch für oder gegen andere als die im Urteil bezeichneten Parteien

=> Nachweis der Rechtsfolge muß geführt werden
Voraussetzung:

Bedingung / Befristung sind im Tenor enthalten (gilt nicht für Ausnahmebedingung)

Bsp: Fusion (Änderung der Rechtsperson)
Bsp: Mitteilung Notar, daß Auflassungsvormerkung eingetragen wird

Vormundschaftliche Genehmigung

keine Umschreibung:

· Umfirmierung ohne Inhaberwechsel

· - Namensänderung 


3.1.20.3 Klauseln - Wer prüft was und warum ?

Kriterium
Einfache Klausel
Einfache Klausel mit Ausnahmen

(Sicherheitsleistung, Zug um Zug, Kalendertag)
Qualifizierte Klausel 
Qualifizierte Klausel mit Ausnahme

(Sicherheitsleistung, Zug um Zug, Kalendertag)

Prüfung vor Erteilung
· Formalprüfung
· Formalprüfung
· Formalprüfung

· Besondere Voraussetzungen:

· Bedingung, Befristung, Umschreibung
· Formalprüfung

· Besondere Voraussetzungen:

· Bedingung, Befristung, Umschreibung

Erteilu0ng
· Urkundsbeamter
· Urkundsbeamter
· Rechtspfleger
· Rechtspfleger

Prüfung durch Vollstreckungs-organ (i.d.R. GV)
· Zulässigkeit der Vollstreckungshandlung
· Zulässigkeit der Vollstreckungshandlung

· Sicherheitsleistung, Zug um Zug, Kalendertag
· Zulässigkeit der Vollstreckungshandlung

· Prüft nie, nie, nie die besonderen Voraussetzungen
· Zulässigkeit der Vollstreckungshandlung

· Prüft nie, nie, nie die besonderen Voraussetzungen

· Sicherheitsleistung, Zug um Zug, Kalendertag

3.1.21 Zustellung

3.1.21.1 Definition

Zustellung ist der in gesetzlicher Form zu bewirkende und zu beurkundende Vorgang, durch den dem Zustellungsempfänger Gelegenheit zur Kenntnisnahme von dem Schriftstück verschafft wird. § 166 ff. ZPO

Muß die Zustellung zeitlich vor dem Beginn der Vollstreckung liegen ? Welchen Sinn hat die Zustellung vor Beginn der Zwangsvollstreckung?

· Zustellung des Vollstreckungstitels ist Voraussetzung für den Beginn der Vollstreckung ( Zustellung muß vor oder spätestens gleichzeitig mit den Vollstreckungshandlungen erfolgen

· Grundsatz: 

· Vollstreckungsbeginn mit Zustellung

· keine Wartefrist für die Vollstreckung nach erfolgter Zustellung

· Ausnahmen: 

· 2 Wochen Wartefrist bei

· Nicht auf ein Urteil gesetzter Kostenfestsetzungsbeschluß § 798 ZPO
· Gerichtliche u. notarielle Urkunden m. Vollstreckungsunterwerfung



          => Schuldner erhält Möglichkeit zur freiwilligen Leistung



          - Sicherungsvollstreckung



          => Schuldner erhält Möglichkeit zur Sicherheitsleistung

· Gründe für Wartefrist/ Sinn der Zustellung vor Vollstreckung

· Dem Schuldner Gelegenheit zur Kenntnisnahme vom Inhalt des Schriftstückes geben

· Moralisches Druckmittel des Gläubigers

· Soll Schuldner vor unberechtigten Vollstreckungen schützen

3.1.21.2 Unterschied Zugang - Zustellung

Zugang
Zustellung



( Willenserklärung gelangt in Machtbereich des  Empfängers (unter gewöhnlichen Umständen)

Empfangsbedürftige Willenserklärungen – erst mit Zugang rechtswirksam
siehe Definition

Bsp:

Einwurf in Briefkasten

Einschreiben / Rückschein
Bsp:

Postzustellungsurkunde

persönliche Zustellung durch Gerichtsvollzieher

keine Zustellung: Postidentverfahren

3.1.21.3 Zustellungsarten

Zustellungen können je nach zuzustellendem Objekt auf verschiedene Weise erfolgen:

( Urteil ( Zustellung von Amts wegen 208 ff. ZPO

( Vollstreckbare Ausfertigung  Grundschuld ( Zustellung im Parteibetrieb § 167 ZPO

3.1.21.4 Zur Zustellung Berechtigte Amtspersonen

· Gerichtsvollzieher

· Post

· von Anwalt zu Anwalt

3.1.21.5 Zustellungsurkunde

· Bescheinigung, wann, wie, an wen Zustellung erfolgte § 190 ZPO
3.1.21.6 Ersatzzustellung § 181 ff. ZPO
· zulässig, wenn Empfänger nicht angetroffen wird

· Zustellung erfolgt auf andere Weise als durch Übergabe an Zustellungsempfänger

· Möglichkeiten: 

· Ersatzzustellung im Geschäftslokal

· Ersatzzustellung in der Wohnung (Haushaltsangehöriges Familienmitglied)

· Ersatzzustellung an Vermieter

3.1.21.7 Inhalt der Zustellungsurkunde § 191 ZPO
( siehe Gesetz

· Beispiel für Zustellungsurkunde ( siehe Seite 9 Script; Chaos-Michels ( Postzustellungsurkunde

3.1.21.8 Zustellungsmängel und ihre Konsequenzen

· Zustellungsmängel sind u.a.:

· Zustellung ist nicht erolgt

· Zustellung kann nicht nachgewiesen werden (( Zustellungsurkunde ist weg)

· Zustellungsmängel führen i.d.R. nicht zur Nichtigkeit der Vollstreckung, sondern lediglich zur Anfechtbarkeit.

· Zustellungsmängel können wie folgt geheilt werden:

· Heilung der Zustellungsmängel über § 187 ZPO ( Zustellung wird Zugang gleichgesetzt (Zugang läßt sich jedoch schwer beweisen ( aus Beweisgründen (
· Fehlerbeseitigung

· erneute Zustellung

· Zeuge bestätigt Zustellung

Verweis: ( 

· Fehler bei der Vollstreckung (also u.a. auch bei der Zustellung)

· Rechtsmittel gegen Vollstreckung

Besondere Vollstreckungsvoraussetzungen

Besondere Vollstreckungsvoraussetzungen sind:

· Kalendertag

· Zug um Zug – Leistung

· Sicherheitsleistung

( Prüfung durch Vollstreckungsorgan

3.1.22 Kalendertag

· Prüfung durch Vollstreckungsorgan, ob Kalendertag eingetreten ist

· Wie erfolgt die Prüfung (:

· Schauen auf Wandkalender (richtig abgerissen ?) 

· Datumsansage im Radio 

· Datum der gestrigen Zeitung + 1 ( Vorsicht bei Monatswechsel: 30/31-Tageproblem!!!)
3.1.23 Zug um Zug- Abwicklung § 726 (2) ZPO
3.1.24 Sicherheitsleistung § 726 (1) ZPO
· Hinterlegung von Geld oder hinterlegungsfähigen Wertpapieren ( 

Hinterlegung bei Amtsgericht (Hinterlegungsstelle)

· schriftliche, selbstschuldnerische, unbedingte, unbefristete Bankbürgschaft (auf Antrag des zur Sicherheitsleistung verpflichteten)

· Nachweis der Sicherheitsleistung erfolgt durch

· öffentlich oder öffentlich beglaubigte Urkunde

· Abschrift dieser Urkunde muß bereits zugestellt sein oder zeitgleich zugestellt werden

· Nachweis über die Erbringung der Sicherheitsleistung ist mit zuzustellen:

· Hinterlegungsschein in beglaubigter Abschrift

· Bürgschaftsurkunde in beglaubigter Abschrift

3.1.25 Vollstreckungshindernisse

- § 775 ZPO „Einstellung und Beschränkung der Zwangsvollstreckung“:

· Rechtskräftiges, anderslautendes Urteil

· Einstweilige Einstellung der Vollstreckung gerichtlich angeordnet

· Abwendung der Vollstreckung gegen Sicherheitsleistung

· Gläubiger bereits befriedigt oder hat Stundung erteilt

· Befriedigung des Gläubigers bereits erfolgt - Nachweis z.B. durch Einzahlungs-u. Überweisungsnachweis einer Bank oder SPK

· Weitere Vollstreckungshindernisse:


- § 89 Insolvenzordnung „Vollstreckungsverbot bei Eröffnung der Insolvenz“

- Erbschaft, aber noch nicht angenommen

   keine Vollstreckung gegen Erbe möglich

   ausschließlich gegen Nachlaßverwalter => Titelumschreibung auf vom Gericht eingesetzten Nachlaßverwalter

Wie wirkt es sich auf die Zwangsvollstreckung aus, wenn der Schuldner einen Zahlungsnachweis vorlegt?

· bei Vorlage entsprechender Urkunden als Zahlungsnachweis – Einstellung der Zwangsvollstreckung

· endgültige Einstellung der Zwangsvollstreckung nur durch Freigabe durch den Gläubiger

· liegt Freigabe nicht vor, Schuldner kann Vollstreckungsgegenklage erheben

3.1.26 Vollstreckung in besondere Vermögensmassen

· GbR :
Titel gegen alle Gesellschafter gemeinsam

· OHG/KG:
Titel gegen Gesellschaft, vertreten durch Komplementäre               

· GmbH :
Titel gegen GmbH, vertreten durch alle Geschäftsführer

· AG:
Titel gegen AG, vertreten durch Gesamtvorstand

· e.V.:
Titel gegen Verein, vertreten durch Gesamtvorstand

· n.e.V.:
Titel gegen alle Mitglieder

Darf aus einem Titel gegen eine OHG in das Vermögen der Gesellschafter vollstreckt werden?

· nein

· Titel gegen die persönlich haftenden Gesellschafter => muß vom Gläubiger selbst erwirkt werden

4  Immobiliarvollstreckung

4.1 Arten der Immobiliarvollstreckung

· Zwangsversteigerung ( Grundstück wird verwertet um Gläubiger zu befriedigen (laufende Erträge werden nicht erfaßt) 

· Zwangsverwaltung ( Objekt wird verwaltet um die Gläubiger aus den Erträgen zu befriedigen ( laufende Erträge werden erfaßt § 146 ZVG ff
· Sicherungshypothek ( Sicherung einer Rangstelle im Grundbuch
Merke!


Sehr oft werden die 3 Arten parallel angewendet, z.B. Zwangsverwaltung wird beantragt, obwohl Objekt versteigert werden soll ( Zweck: Einfluß auf Objekt wahren; laufende Erträge erfassen
4.2 Ablauf der Immobiliarvollstreckung im Überblick

Schuldrechtliche Forderungen

 dingliche Forderungen gehen vor 

 z.B. Darlehen
Dingliche Forderungen

 Grundschuld/ Hypothek

Klage

Urteil=Vollstr.Titel

Vollstreckungsklausel
persönliche Haftungs-

übernahme mit Vollstreckungs- unterwerfung

(nur bei notarieller Beurkundung möglich) 
Regelfall:

Dingliche Unterwerfung unter die Zwangsvollstreckung

(not. Beurkundung notwendig)

Zustellung § 166ff und 208ff ZPO

keine Wartefrist
Besonderheit:

Wartefrist 2 Wochen

§ 798 ZPO
Besonderheit:

Wartefrist 2 Wochen

§ 798 ZPO

Vollstreckungsantrag
· Versteigerung Grundstück

· Zwangsverwaltung ( Nutzen herausziehen und abführen der Einnahmen  

· Eintragung Zwangssicherunghypothek ( Absicherung der Forderung und Sicherung der Rangposition

· zuständig:

·  Amtsgericht als Vollstreckungsgericht 

· Rechtspfleger ( Prüfung: Allgemeine Verfahrensvoraussetzungen

· Allgemeine und besondere Vollstreckungsvoraussetzungen

· Vollstreckungshindernisse

Beschluß:  z.B. Anordnung der Zwangsversteigerung

Zustellung

von Amts wegen:

· an Vollstreckungsschuldner

· an Vollstreckungsgläubiger
Veröffentlichung des Beschlusses

· z.B. im Bundesanzeiger

Rechtswirkung bei Zugang Vollstreckungsschuldner

Beschlagnahme des Grundstücks incl. wesentliche Bestandteile (auch Zubehör, was im Gewahrsam des Schuldners)

nicht erfaßt: Miete / Pacht

Konsequenz: Veräußerungsverbot § 23 ZVG

Verfügungen des Schuldners gegenüber Vollstreckungsgläubiger unwirksam

aber: gg Erwerb mgl. solange Versteigerungsvermerk noch nicht eingetragen, obwohl G/G bereits beschlagnahmt
Ersuch an Grundbuchamt:

Eintragung eines Versteigerungsvermerkes

Rechtsfolge:

wirksame Beschlagnahme incl. Zubehör

Zerstörung öffentlicher Glaube des Grundbuches

------------------------------------------------------------------

Beauftragung Verkehrswertgutachtens





Beschluß

· Festsetzung des Verkehrswertes

(nach Anhörung des betreibendes Gläubigers)

· Recht zur Einsichtnahme in Gutachten (jedermann)





Beschluß





Bestimmung des Versteigerungstermines

· Veröffentlichung

· Zustellung an Beteiligte





! Frist 6 Wochen bis Versteigerungstermin





Versteigerungstermin





Ablauf § 67, 68 ZVG

· Aufruf der Sache

· Verlesung der erfolgten Feststellungen

· Aufforderung zur Abgabe von Geboten (mind. ½ Stunde)

· Abgabe von Geboten

· Sicherheitsleistung (i.d.R. 1/10 des Verkehrswertes)

· Anhörung der anwesenden Beteiligten über Zuschlag





Zuschlagsbeschluß § 82, 90 ZVG

· Eigentumsübergang ( Räumungstitel

· Verkündung § 87 ZVG
· Zustellung an Beteiligte § 88 ZVG
· Erlöschen nachrangiger Rechte § 91 ZVG




alternativ: Aussetzung der Zuschlagserteilung






    Versagung des Zuschlags (wg. 5/10; 7/10)





Verteilungstermin

· Grundlage: Teilungsplan = Forderungsberechnung Gläubiger

· Zustellung, Veröffentlichung

Teilungsplan § 109 ZVG ( § 10 ZVG

· Rang: zuerst Verfahrenskosten/öffentliche Lasten

· Auszahlung von Amtswegen





Ersuch an Grundbuchamt

· Eintragung neuer Eigentümer nach Unbedenklichkeitsbescheinigung

· Löschung der untergegangenen (nachrangige) Rechte





Abschluß des Verfahrens

Gebote der Immobiliarverstreckung

4.2.1 Geringstes Gebot  

· dient dem Deckungsprinzip

· vorläufig berechnetes geringstes Gebot ( Möglichkeit der Erhöhung durch rechtzeitige Anmeldung bei Termin

· endgültige Festsetzung im Versteigerungstermin vor Aufforderung zur Gebotsabgabe

· enthält:      

· die dem betreibenden Gläubiger vorgehend.Rechte=Übernahmeprinzip

· geringstes Bargebot: Verfahrenskosten + öffentliche Lasten 

( = bar zu entrichtender Teil des geringsten Gebotes)

4.2.2 Bargebot

· das in der Bieterstunde genannte Gebot

· bar zu entrichten

· setzt sich zusammen aus : geringstem Bargebot + Mehrgebot 

4.2.3 Mehrgebot 

· Betrag, der über das geringste Bargebot hinaus geboten wird 

4.2.4 Meistgebot

· höchstes Bargebot + zu übernehmende Belastungen

4.2.5 Gebote zum festgesetzten Grundstückswert

4.2.5.1 absolutes Mindestgebot

· 50% des Verkehrswertes

· bleibt Mindestgebot im 1. Termin darunter ( Zuschlagsversagung

4.2.5.2 relatives Mindestgebot

· 70% d. Verkehrswertes

· bleibt Mindestgebot im 1. Termin darunter ( Zuschlagsversagung nur auf Antrag eines Berechtigten

Aufgaben zur Immobiliarvollstreckung

Aufgabe 1

Versteigerung eines Hausgrundstückes Verkehrswert 600.000,-

Belastungen : 

1. Hypothek Gl.A      50.000,-

2.  GS Sparkasse    300.000,-

3. Hypothek Voba   200.000,-

Verfahrenskosten       7.000,-

Sparkasse betreibt Zwangsversteigerung aus der GS.  Wie hoch ist das geringste Gebot?

57.000,-

Wie hoch ist das absolute Mindestgebot?

50% d. Verkehrswertes = 300000,-

1. Termin: X bietet 250000,- , kein höheres Gebot, erhält X Zuschlagserteilung?

Nein, da Gebot unter absolutem Mindestgebot 300000,-

Unterschied Mindestgebot und geringstes Gebot erläutern!

 Sinn und Zweck darstellen!

Mindestgebot: 

· bezieht sich auf Verkehrswert, schützt vor einer Verschleuderung des Grundstückes

· wird das absolute Mindestgebot nicht erreicht ( Zuschlagsversagung

Geringstes Gebot: 

· dient der Durchsetzung des Deckungsprinzips unter Berücksichtigung                                      der dem betreibenden Gläubiger im Rang vorgehenden Rechte

· Deckungsprinzip: geringstes Gebot muß die vorgehenden Rechte und die Kosten der Zwangsversteigerung abdecken

Y betreibt aufgrund persönlichem Titel die ZV, wie hoch geringtes Gebot?

· 557.000,- 

Aufgabe 2

Grundpfandrechte auf zu versteigerndem Grundstück 

1. Hypothek A                          60.000,-

2. GS B                                     25.000,-

3. Hypothek C                          70.000,-

Verfahrenskosten                     2.500,-

C betreibt ZV, berechnen Sie das geringste Gebot!

Verfahrenskosten 2.500,- + vorrangige Rechte 85.000,- = 87.500,-

B betreibt ZV, geringstes Gebot ?

62.500,-

persönlicher Gläubiger betreibt ZV, geringstes Gebot?

157.500,-, dingliche Rechte gehen vor

Land meldet rückständige Grundsteuern von 10000,- an, geringstes Gebot?

das geringste Gebot erhöht sich um jeweils 10.000,- , öffentl. Lasten gehen 

dinglichen und persönlichen Ansprüchen vor!

Aufgabe 3

Verkehrswert des zu versteig. Grundstückes 700.000,- DM

Absolutes und relatives Mindestgebot?

· absolutes Mindestgebot: 350000,- (Verschleuderung Grundstück vermeiden, maßgebl. Verkehrswert)

· relatives   Mindestgebot: 490000,- (70% Verkehrswert, nicht gedeckter Anspruch eines Berechtigten 

· < 70% ( Beantragung der Zuschlagsversagung durch ihn möglich)

Vorschriften gelten nur für den ersten Versteigerungstermin(Regelfall) !

Aufgabe 4

Bei ZV beträgt geringstes Gebot 85000,-, abgegebene Meistgebot DM 300.000,-, wie hoch Mehrgebot?

· über das geringste Gebot herausgehende Betrag => 215000,-

Aufgabe 5

Grundstücksbelastungen:

1. GS A



100.000,-

2. Hypothek B


150.000,-

Verfahrenskosten


   4.000,-

B betreibt die ZV aus der Hypothek, Bieter Z erhält den Zuschlag. Unter Berücksichtigung der Vorlasten „beträgt sein Gebot“ 220.000,-. Welchen Betrag muß Z im Verteilungstermin bar bezahlen (Bargebot)?

· Verteilungstermin: Entrichtung des Bargebotes= 

geringstes Bargebot + Mehrgebot

· 220.000,- ./.  100.000,- Vorlasten =   120.000,-    (4.000,- Verfahrenskosten sind geringstes Bargebot

· 116.000,- bekommt betreibender Gläubiger B)

Aufgabe 6

Grundstückswert 


500.000,-

Verfahrenskosten 


    7.000,-

rückständige Grundsteuern          3.000,-

Belastungen:

1. Hypothek A                        200.000,-

2. GS B                                   100.000,-

3. GS C                                   150.000,-

Versteigerung wird von C betrieben, das Meistgebot beträgt 400.000,- (höchstes Bargebot 100.000 plus zu übernehmende Belastungen 300.000,-)

Berechnen Sie
· geringstes Gebot

· absolutes und relatives Mindestgebot

· Mehrgebot

· 310.000,-

· absolutes Mindestgebot: 250000,-   relatives Mindestgebot: 350.000,-

· 90.000,-  ( 400.000,- Meistgebot – 310.000,- geringstes Gebot)

Mobiliarvollstreckung

4.3 Zugriffsbereich der Mobiliarvollstreckung

· bewegliche Sachen( nicht Grund und Boden( greifbarer körperl. Gegenstand

· die sich im Gewahrsam (( entspricht dem „unmittelbaren Besitz“ nach BGB) des Schuldners bzw. eines herausgabebereiten Dritten befinden

· keine Unpfändbarkeit

4.3.1 Gewahrsam

Definition
· Unmittelbarer Besitz aufgrund dessen die tatsächliche Herrschaftsgewalt über eine Sache ausgeübt wird => entspricht unmittelbarem Besitz nach BGB

Beispiel:

Schuldner S verleiht Fahrrad an Nachbarn, Gerichtsvollzieher hat Titel gegen S.

Gerichtsvollzieher verlangt  freiwillige Herausgabe d. Fahrrades aufgrund Titel gegen S


JA => Pfändung



Nein => Pfändung Herausgabeanspruch





JA=> Pfändung

Nein => Klage auf Herausgabe







              TITEL








Vollstreckung aus dem TITEL

4.3.2 Gewahrsamsvermutung bei Eheleuten § 739 ZPO
Vermutung:


· Eigentum von Gütern im gemeinsamen Haushalt immer den jeweiligen Schuldner gehört ( Pfändung aller Gegenstände möglich

· Rechtsbehelf des tatsächlichen Eigentümers (Ehepartner)

·  Drittwiderspruchsklage nach § 771 ZPO

· Geltendmachung von Eigentumsansprüchen eines Dritten nach Pfändung

· Bei eheähnlichen Lebensgemeinschaften ist § 739 ZPO nicht anwendbar ( Ungleichstellung von Ehepaaren

4.4 Voraussetzungen

· keine speziellen Vollstreckungshindernisse:

· § 811 ZPO ( unpfändbare Sache
persönlichen Gebrauch oder dem Haushalt dienende Sachen, soweit sie Schuldner zur Berufsausübung und seiner Verschuldung angemessenen bescheidenen Haushaltsführung benötigt oder soweit sie zur Fortsetzung seiner Erwerbstätigkeit nötig sind (z.B. Wäsche, Kleidung, Kaffeemaschine, einziger LKW eines  Fuhrbetriebes)

· § 811a ( Austauschpfändung

· § 812 ZPO ( Pfändung von Hausrat
Gegenstände des gewöhnlichen Hausrates sind nicht pfändbar, wenn sie im Haushalt gebraucht werden und wenn ohne weiteres ersichtlich ist, daß durch ihre Verwertung nur Erlös erzielt wird, der zu ihrem Wert außer allem Verhältnis steht

4.5 Zuständigkeit

· Gerichtsvollzieher

· Vollstreckung in alle Gegenstände, die sich im Zugriffsbereich der Mobiliarvollstreckung befinden

· Beachtung der gesetzlichen Vorschriften

4.6 Einschränkungen des Zugriffsbereichs der Mobiliarvollstreckung

· Hypothekenhaftungsverband        § 865 ZPO, 1120 ff + 94 ff BGB
4.6.1 Hypothekenhaftungsverband  § 1120 BGB
4.6.1.1 Voraussetzung

Eigentümer des Grundstücks = Eigentümer der beweglichen Sache

Beachte !

Bei Konstruktionen von Betriebs- und Besitzgesellschaften muß eine Sicherungsübereignung der Betriebs- und Geschäftsausstattung erfolgen, da das Eigentum auseinanderfällt und die BGA somit nie, nie, nie in den Hypothekenhaftungsverband fällt.

      
4.6.1.2 Erfaßte Objekte

· Grundstück

· wesentliche Bestandteile

· Erzeugnisse 

· sonstige Bestandteile des Grundstücks

· Zubehörstücke

Übersicht Hypothekenhaftungsverband


Mobiliarpfändung
Immobiliarpfändung

1. wesentliche Bestandteile eines Grundstückes

( verbinden, vermischen, verarbeiten

Bestandteile einer Sache, die von einander nicht getrennt werden können, ohne das die einheitliche Sache zerstört oder in ihrem Wesen verändert wird.

Bsp: Gebäude, Baum, Hotelaufzug
Nein

wesentliche Bestandteile können nicht Gegenstand besonderer Rechte sein

nur Vollstreckung in Grundstück möglich
ja

2. Grundstückszubehör
Bewegliche Sachen, die, ohne (wesentliche) Bestandteil der Hauptsache zu sein, dem wirtschaftlichen Zweck der Hauptsache dienen und zu dem Grundstück in einem räumlichen Verhältnis stehen

Bsp: Gaststätteneinrichtung
Nein
Zubehör kann nicht im Wege der Mobiliarpfändung gepfändet werden.
ja

3. vom Boden getrennte Erzeugnisse
Ja

solange nicht im Wege der Immobiliarvollstreckung gepfändet

(Prioritätsprinzip)
ja

4. sonstige Bestandteile im Hypothekenhaftungsverband

alles was nicht 1-3 ist

( dient nie, nie, nie dem wirtschaftlichen Zweck der Hauptsache

Bsp: Küche, wenn nicht Einbauküche
Ja

solange nicht im Wege der Immobiliarvollstreckung gepfändet

(Prioritätsprinzip)
ja

Enthaftung Zubehör und sonstiger Bestandteile

Erzeugnisse, Sonstige Bestandteile sowie Zubehör werden grundsätzlich von der Haftung frei, wenn sie veräußert und von dem Grundstück entfernt werden bevor eine Pfändung erfolgt.

Entfernung und Veräußerung vor Beschlagnahme   § 1121 BGB











Enthaftung  JA

§433                 Entfernung     § 864 ZPO





    „Beschlagnahme“

Nur Veräußerung, bei Beschlagnahme befindet sich Objekt noch auf Grundstück










Enthaftung  NEIN

§433
            §864 ZPO      Entfernung

Nur Entfernung, Veräußerung erst nach Beschlagnahme











Enthaftung  NEIN
Entfernung     § 864 ZPO    § 433

solange noch kein Zwangsversteigerungsvermerk eingetragen

Gutgläubiger Erwerb (§§ 892, 135 (2), 932 ff BGB)



§ 864 ZPO         § 433       Entfernung

Gutgläubiger Erwerb möglich, solange noch kein Zwangsversteigerungsvermerk eingetragen

( danach kein gutgläubiger Erwerb mehr möglich wg. öffentlichem Glauben des Grundbuches

Übungsaufgaben zur Mobiliarvollstreckung

Wodurch wird im Bereich der unbeweglichen Sachen Gutgläubigkeit erreicht ?

· öffentlicher Glaube des Grundbuches, wenn kein Widerspruch im Grundbuch eingetragen ist

· Unrichtigkeit ist dem Erwerber bekannt ((Bösgläubigkeit)

Definition des Begriffes Gewahrsam

· unmittelbarer Besitz  =  tatsächliche Herrschaftsgewalt über die Sache

Erläutern Sie, weshalb das Gesetz bei der Mobiliarpfändung an den Gewahrsam und nicht an das Eigentum anknüpft
· GV nicht in der Lage, nachzuprüfen, ob Sache im Eigentum des Schuldners ( deshalb Abstellung auf tatsächliche Beziehung (=Gewahrsam) und nicht auf rechtliche Zuordnung (=Eigentum) zwischen Schuldner und beweglicher Sache

Wann muß der GV ausnahmsweise das Eigentum eines Dritten beachten ?
· Wenn offensichtlich ist, daß Sache nicht zum Schuldnervermögen gehört.

· z.B. Kundenfahrzeug in der Werkstatt

Auf wessen Gewahrsam ist bei der Vollstreckung gegen ein jurist.Person abzustellen ?

· Abzustellen auf den Gewahrsam Ihrer Organe, d.h. Besitz wird durch die Organe ausgeübt

Wann kann GV eine Sache pfänden, die sich im Gewahrsam eines Dritten befindet ?

· Nur, wenn Dritter zur Herausgabe bereit ist.

Zählen Sie unpfändbare Sachen auf ?
· Sachen die dem persönlichen Gebrauch oder dem Haushalt dienen, soweit:

· zur Berufsausübung nötig

· der Verschuldung angemessen (bescheidene Lebens-u.Haushaltsführung: z.B. Kleidung)

· zur Fortsetzung der Erwerbstätigkeit erforderlich (z.B. einziger LKW einer Transportfirma)

Welchen Sinn hat das Pfändungsverbot ?
· Schutz des  Existenzminimums des Schuldners und der in häuslicher Gemeinschaft lebender Abhängiger

Was bedeutet  Pfändung zur rechten Zeit ?

· Nicht zur Nachtzeit und an Sonn- und Feiertagen

5 Enthaftung durch gutgläubigem Erwerb 

· (§932 ff BGB – auch nach Beschlagnahme möglich)

· Dient dem Schutz des Rechtsverkehrs (gutgläübiger Erwerber wird geschützt)

· Gutgläubiger Erwerb ist möglich wenn:

· guter Glaube an Grundbuch vorliegt

· Eigentumsvermutung zugunsten des Besitzers vorliegt

( z.B. bei PKW=> Eigentumsvermutung, Wer PKW und Kfz-Brief hat)

· Gutgläubiger Erwerb gilt nicht:

· Erwerber hat Kenntnis von Pfändung

· Abhandenkommen

· Gutgläubiger Erwerb

· Immobilien: ( Indiz ist Grundbucheintrag ( §892 BGB incl. Hypothekenhaftungsverband

· Mobilien: ( Indiz ist Eigentumsvermutung des Besitzers ( §1006 BGB

Enthaftung durch :

Veräußerung


+


Entfernung

gutgläubiger Käufer




gutgläubiger Käufer

(§ 135 II BGB)





(§1121 II S.2 BGB)

bezieht sich auf





bezieht sich auf 

das Verpflichtungsgeschäft



das Verfügungsgeschäft 



Eigentumserwerb erfolgt nur dann, wenn zu beiden Zeitpunkten

noch Gutgläubigkeit vorlag, d.h. Objekt verbleibt nicht im Hypothekenhaftungsverband


Ist nur zum Zeitpunkt der Veräußerung guter Glauben gegeben,


so hat der Käufer zumindest einen Schadensersatzanspruch


gegen den Veräußerer (Objekt verbleibt im Hypothekenhaftungsverband)

· Ende der Möglichkeit des gutgläubigen Erwerbes mit Eintragung des 

Zwangsversteigerungsvermerkes im Grundbuch

5.1 Beschlagnahme

relatives Veräußerungsverbot nach Pfändung (egal ob Mobiliar- oder Immobiliarpfändung)

· Kaufverträge sind relativ unwirksam nur gegenüber dem Vollstreckungsgläubiger

Beispiel: Schuldner S  hat PKW , Gläubiger G hat Titel gegen S, G beauftragt

               Gerichtsvollzieher zu vollstrecken, GV vollstreckt in PKW

· Beschlagnahme

S beschließt anschließend Kaufvertrag mit K, folglich :

Kaufvertrag ist relativ unwirksam gegenüber G, aber wirksam gegenüber allen

unbeteiligten Dritten, d.h.: nur G kann bzw. muß dem Vertrag zustimmen, um




    ihn nachträglich zu genehmigen (schwebend unwirksam)




    (Wirksamkeit zwischen K und S von Anfang an gegeben,




      z.B. wegen Schadenersatzanspruch)

6 Orderpapiere

6.1 Definition:

Wertpapiere in denen Aussteller verspricht an eine bestimmte Person zu leisten

Bezeichnete Person wird durch Indossament benannt

Rechtsübertragung durch Urkundenübertragung ( das Recht aus dem Papier folgt dem Recht amPapier)

§ 831 ZPO 
( Pfändung des Papieres im Rahmen der Mobiliarvollstreckung
( Verwertung des Papieres durch Überweisungsbeschluß im Rahmen   

    der Forderungsvollstreckung
7 Fehlerfreie Pfändung durch Gerichtsvollzieher

Zur rechten Zeit  §758a IV ZPO
· nicht zur Nacht

· nicht an Sonn und Feiertagen

Am rechten Ort § 808 / 809 ZPO / § 739 ZPO

· am Ort der Vollstreckungshandlung

· beim Schuldner oder herausgabebereiten Dritten

In der rechten Art und Weise

· Prüfung aller Vollstreckungsvoraussetzungen

· Leistungsaufforderung an Schuldner vor Pfändung § 754 ( Vermerk in Protokoll
· Aushändigung einer Quittung (Teilzahlung) oder des Titels bei vollständiger Zahlung

· Vollstreckung durch Inbesitznahme (auch durch Pfandsiegel)

· Durchsuchung: Durchsuchungsbeschluß notwendig (bei Amtsgericht) §758 abgeändert wg. Grundgesetz
· Hinzuziehung von Zeugen, wenn Schuldner nicht anwesend oder Widerstand leistet oder erwachsenes Familienmitglied nicht anwesend § 759
· Protokoll § 763
Im rechten Umfang §811ff

· Verbot der Überpfändung §803 I 2

· Verbot der zwecklosen Pfändung

· unpfändbare Sachen

· wenn oben genannte Punkte nicht eingehalten ( Schuldner kann anfechten

kein Titel oder funktionelle Unzuständigkeit des Vollstreckungsorgans ( Vollstreckung nichtig (meist Anfechtbarkeit bei Fehlern nur in schweren Fällen Nichtigkeit)

8 Verwertung

· Durch öffentliche Versteigerung

· wenn Markt oder Börsenpreis vorhanden ( freihändiger Verkauf

8.1 Erlösverteilung

· Mobiliarvollstreckung ( Einzelvollstreckung ( Prioritätsprinzip

· Insolvenzverfahren ( alle Gläubiger werden gleichgestellt

8.2 Eidesstattliche Versicherung §899ff ZPO
· bei erfolgloser Pfändung: (  Fruchtlosigkeitsbescheinigung durch GV ( Antrag auf Eidesstattliche Versicherung bei Gericht oder Gerichtsvollzieher einreichen ( Schuldner wird zur Abgabe der EV geladen ( Schuldner hat Pflicht zur Offenlegung seiner finanziellen Verhältnis und muß EV erklären (gilt dann für 3 Jahre) ( bei Weigerung des Schuldners kann Haft bis zu 6 Monaten angedroht werden

· Vollstreckungsgericht führt Schuldnerverzeichnis (hier erfolgt Eintrag aller EV), in das jeder Mann auf Antrag Einsicht erhält §915 ZPO
· Kreditschutzorganisationen gleichen ihre Datensätze mit den Schuldnerverzeichnissen ab

9 Rechtsmittel im Überblick

· Bei Fehlern des Gerichtsvollziehers ( §766 ZPO Vollstreckungserinnerung ( Anfechtung der Vollstreckung

· §771 ZPO Drittwiderspruchsklage ( Dritte können bestehende Rechte geltend machen

· §767 ZPO Vollsteckungsgegenklage

· § 187 ZPO Zustellungsmängel

9.1 schnelle Sicherung des Gläubigers

· oft Zeitverzug bis Vollsteckungsvoraussetzungen erfüllt sind ( Risiko das Schuldner Vermögensgegenstände beiseite schaffen kann

· ( zum Gläubigerschutz besteht die Möglichkeit über Arrest oder einstweilige Verfügung Sicherheit zu erlangen

· Arrest und einstweilige Verfügung dienen jedoch nur der Sicherstellung ( hierrüber keine Befriedigung des Gläubigers ( Vollstreckungshandlung ist noch nachzubringen

Muß Schuldner erneut zahlen, wenn GV das Geld unterschlägt?

Nein

GV handelt im Auftrag des Gläubigers => Schuldner hat mit schuldbefreiender Wirkung gezahlt

Worin liegt der eigentliche Akt der Mobiliarpfändung? Wie wird dieser Akt nach außen hin manifestiert?

Durch die Inbesitznahme der beweglichen Sache durch GV 

Manifestierung:  Anlegung des Pfandsiegels durch GV oder Kenntlichmachung der Pfändung in sonstiger Weise

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist § 758 Abs. 1 ZPO teilweise verfassungswidrig. Erläutern Sie die Argumentation des Bundesverfassungsgerichts!

GV ist befugt, Wohnung und Behältnisse des Schuldners zu durchsuchen, soweit Vollstreckung dies erfordert

verfassungswidrig weil: Durchsuchung einer Wohnung bedarf besonderer richterlicher Anordnung, falls Schuldner Durchsuchung widerspricht

Begriff Wohnung ist weit auszulegen

Wo ist die Durchsuchungsanordnung zu beantragen und unter welchen Voraussetzungen wird sie erteilt?

vom Gläubiger bei zuständigen Amtsgericht

Erteilung durch Richter, soweit Rechtsschutzbedürfnis des Gläubigers bejaht wird

insbesondere dann, wenn Schuldner bereits Einwilligung zur Durchsuchung verweigert hat

Bedarf das Durchschreiten der Wohnung eines Dritten gegen dessen Willen durch den Gerichtsvollzieher einer richterlichen Anordnung nach Art. 13 Abs. 2 GG?

nein

keine richterliche Anordnung notwendig

Was besagt das Verbot der Überpfändung?

Pfändung darf nicht weitergehen als:  

· zur Befriedigung des Gläubigers erforderlich

· zur Deckung der Kosten der Zwangsvollstreckung erforderlich

· ( GV muß Verwertungserlös zu pfändenden Sachen schätzen und mit Vollstreckungsforderung vergleichen

Der zu erwartende Erlös einer Pfändung würde nur die Zwangsvollstreckungskosten decken. Ist eine solche Pfändung zulässig?

nein

bei lediglicher Kostendeckung => Verbot der Pfändung wegen Zwecklosigkeit

Welche Rechtsfolgen löst eine fehlerfrei vorgenommene Pfändung aus?

Verstrickung und Pfändungspfandrecht








Was versteht man unter Verstrickung?

· öffentlich rechtlicher Gewahrsam über gepfändeten Gegenstand, d.h. Verstrickung ist somit eine Beschlagnahme

· Entstehung mit jeder rechtswirksamen Pfändung

Welche für den Gläubiger günstige Rechtsfolge bewirkt die Verstrickung?

relatives Veräußerungsverbot zugunsten des pfändenden Gläubigers

Nennen Sie Beispielsfälle, in denen die Verstrickung entfällt und das Pfändungspfandrecht erlischt?

· mit Versteigerung des Gegenstandes und Ablieferung der Sache an den Ersteher

· mit Aufhebung der Pfändung durch den GV (äußerliches Vollziehen der Aufgabe des Besitzes, z.B.    

· Beseitigung des Pfandsiegels)

· lastenfreier Erwerb der Sache durch gg Dritten

Erläutern Sie allgemein, wann eine Pfändung, die einen Hoheitsakt darstellt, anfechtbar und wann sie nichtig ist?

· allgemein sind Hoheitsakte auch bei fehlen einer Voraussetzung wirksam, aber anfechtbar durch Rechtsbehelf

· nur grundlegende und schwere Verstöße führen zur Nichtigkeit

Geben Sie an, in welchen der nachfolgend genannten Fälle Anfechtbarkeit und in welchen Nichtigkeit der Vollstreckungsmaßnahme vorliegt!

a) Der für den Gerichtsvollzieherbezirk Erfürt zuständige Gerichtsvollzieher pfändet einen Pkw des in Leipzig wohnenden Schuldners.

anfechtbar wegen fehlender örtlichen Zuständigkeit

b) Der dem Schuldner vor der Zwangsvollstreckung zugestellte Titel enthält keine Vollstreckungsklausel.

anfechtbar nach herrschender Meinung

c)
Der Gerichtsvollzieher pfändet eine im Gewahrsam eines Dritten befindliche Sache, ohne dessen Widerspruch zu beachten.

anfechtbar nach herrschender Meinung

d)
Der Schuldner wohnt in einem entlegenen Dorf und ist deshalb auf seinen Pkw dringend angewiesen, um damit zur Arbeitsstätte zu fahren. Der Gerichtsvollzieher pfändet den Pkw.

anfechtbar, weil unpfändbare Sache

Wie werden gepfändete bewegliche Sachen verwertet?

durch öffentliche Versteigerung

Wie hoch ist das Mindestgebot bei der Versteigerung beweglicher Sachen?

½ des gewöhnlichen Verkaufswertes

Wie erfolgt der Eigentumserwerb in der Versteigerung?

· durch Hoheitsakt des GV ( Zuschlag

· Voraussetzung: 

· Ablieferung der Sache durch GV an Ersteher

· Verstrickung der versteigerten Sache muß wirksam erfolgt sein und bestehen

· wesentliche Verfahrensvoraussetzung sind eingehalten

Wie wird das Sparbuch bzw. das Sparguthaben gepfändet und verwertet?

durch Forderungspfändung ( PÜ 

da Sparbuch qualifiziertes Legitimationspapier => Drittschuldner braucht nur an Inhaber zu leisten

Erklären Sie den Begriff ,,dingliche Surrogation"!

Recht des Gläubigers an der Sache setzt sich am Recht an dem Versteigerungserlös fort, d.h. nach Versteigerung kein Pfändungspfandrecht an der Sache, aber am Erlös

Wie erfolgt die Befriedigung mehrerer Gläubiger aus dem Erlös einer einzigen beweglichen Sache?

Prioritätsprinzip => Reihenfolge des Ranges ist maßgeblich

Welchen Zweck hat das Verteilungsverfahren?

· bei Streitigkeit Umverteilung des Erlöses

· Hinterlegung des Erlös durch GV

· entgültige Klärung der Rangfolge der Gläubiger im Verteilungsverfahren

Unter welchen Voraussetzungen kann der Gläubiger die Abgabe einer eidesstaiflichen Versicherung beantragen?

wenn Zwangsvollstreckung wegen Geldforderung in bewegliches Vermögen erfolglos verlaufen ist oder verlaufen wird

Nachweis durch Fruchtlosigkeitsbescheinigung des GV

Welche Folgen hat die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung für den Schuldner?

· Aufnahme des Schuldners in Schuldnerverzeichnis 

· Aufnahme dieses Verzeichnisses bei Kreditauskunfteien 

· Löschung nach 3 Jahren oder Befriedigung des Gläubigers

Nennen Sie mindestens zwei Rechtsbehelfe in der Mobiliarvollstreckung!

Vollstreckungserinnerung §766 ZPO

Vollstreckungsgegenklage §767 ZPO

Drittwiderspruchsklage §771 ZPO

Unterschied Drittwiderspruchsklage / Vollstreckungserinnerung

Vollstreckungserinnerung:

· nur gegen Fehler in der Art und Weise der Vollstreckungshandlung gerichtet

Drittwiderspruchsklage: 

· Möglichkeit des tatsächlichen Eigentümers, sein Recht an einer gepfändeten Sache geltend zu machen (wegen Gewahrsamsvermutung bei Mobiliarvollstreckung)

10 Forderungspfändung §828ff ZPO
· Antrag auf Pfändung und Überweisung einer genau bezeichneten Forderung ( Bestimmtheitsgebot

· Zuständigkeit: Amtsgericht des Wohn- oder Firmensitz des Schuldners

Pfändung
Überweisung

Bewirkt Beschlagnahme der Forderung
Stellt die Verwertung der beschlagnahmten Forderung dar

Drittschuldnererklärung §840 ZPO
Möglichkeiten der Überweisung

· Abgabe 2 Wochen nach Zustellung, wenn Aufforderung zur Erklärungsabgabe in Zustellungs-urkunde erfolgt ist

1. Ob und inwieweit Forderung als begründet anerkannt und zur Zahlung bereit

2. Ob und welche Ansprüche anderer an der Forderung bestehen

3. Ob und wegen welcher Ansprüche die Forderung bereits für andere Gläubiger gepfändet

· Drittschuldner haftet gegenüber Gläubiger
1. An Zahlung Statt, d.h. Vollstreckungsgläubiger ist in Höhe in der die Forderung besteht befriedig auch, wenn Drittschuldner nicht zahlungsfähig ist

2. Zur Einziehung (Regelfall), d.h. Vollstreckungsgläubiger gilt erst als befriedigt, wenn er Geld erhalten hat (nur der erhaltene Teil wird angerechnet)  

Zustellung:

· erfolgt an Vollstreckungsschuldner und Drittschuldner 

· Wirksamkeit tritt ein mit Zustellung an Drittschuldner

Arrestatorium:

· Verbot an Drittschuldner, an den Schuldner zu leisten

· gültig ab Zustellung an Drittschuldner

Inhibitorium:  

· Gebot an Schuldner, sich jeder Verfügung über die Forderung zu enthalten

Praxisfall:  

· KI beantragt Forderungspfändung trotz bestehender Guthaben im eigenen Haus(      

     kein Rechtsschutzinteresse, da Aufrechungsmöglichkeit (AGB-Pfandrecht)

· Gläubiger kann nur Rechte pfänden die Schuldner auch hätte.

z. B. : 5-jähriger Sparkassenbrief(Schuldner hätte erst in 5 Jahren Zugriff(Gläubiger hat auch erst in 5 Jahren Zugriff

Erlaß Vollstreckungsbescheid


durch Amtsgericht


des Antragstellers





Schuldner zahlt nicht





Schuldner legt innerhalb     2 Wochen Widerspruch ein





Schuldner zahlt


Verfahren beendet





Antrag eines


Vollstreckungsbescheid


durch Gläubiger





Übergang in das streitige Verfahren=Klageverfahren





Zustellung des VB an


den Schuldner


sofortige Vollstr.


möglich 


(auch ohne 


Sicherheitsleistung /Klausel)





Schuldner zahlt nicht








Schuldner legt innerhalb


2 Wo Einspruch ein





Schuldner zahlt


Verfahren beendet





Übergang in das streitige 


Verfahren
































Beantragung der Zwangsvollstreckung


durch Gläubiger





Zustellung MB durch Post an Schuldner





Erlaß Mahnbescheid durch Amtsgericht





Antrag auf Mahnbescheid beim Amtsgericht des Antragstellers


=Gläubiger





Profi- Tipp
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